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Matt  in  24  Stunden
KKüürrzzeesstteerr  EEUU-GGiippffeell  sscchheeiitteerrtt  aann  DDeebbaattttee  üübbeerr  kküünnffttiiggee  VVeerrffaassssuunngg

"Niemand hat den Eindruck
vermittelt, dass er entschlossen
ist, die Verfassung scheitern zu
lassen", so Angela Merkel nach
dem Spitzentreffen der EVP (Eu-
ropäische Volkspartei) in Paris
zehn Tage vor der abschließen-
den Sitzung der Regierungs-
konferenz. Leider hat sich Rea-
lität noch nie nach Eindrücken
gerichtet: 24 Stunden nach Be-
ginn des Gipfels wurde er auch
schon wieder abgebrochen
und die Verhandlungen über
die europäische Verfassung auf
unbestimmte Zeit verschoben. 
Kein zweites Nizza wollte man,
keine Feilschereien und Packa-
ge-Deals am frühen Morgen:
Der Konvent hatte ein Papier
präsentiert, dem letztlich Ver-
treter von 28 Staaten zustim-
men konnten. Dennoch stellte
die Regierungskonferenz von
Anfang an alles erneut in Fra-
ge. Valéry Giscard D'Estaing
orakelte bereits, keine Verfas-
sung sei besser als eine, die
Teile des Nizza-Vertrags inte-
griere. Das ist insofern richtig,
als dass der Nizza-Status Quo
wenigstens nicht in Zement ge-
gossen wurde. Dass der Gipfel
jedoch so früh abgebrochen
wurde, zeigt jedoch die Unver-
einbarkeit der Positionen und
letzten Endes dass die intergou-

vernementale Methode in Eu-
ropa nicht funktioniert. Wahr-
scheinlich wollte in der Tat
niemand das Scheitern, doch
genauso wenig waren die
Staatsoberhäupter bereit, heili-
ge Kühe zu opfern. Vor allem
Spanien und Polen wollten die
in Nizza ausgehandelten Privi-
legien nicht aufgeben und hiel-
ten an der verabredeten Rege-
lung zur Stimmengewichtung
fest. Doch auch weitere Punkte
waren strittig, so beispielsweise
die Größe der Kommission.
Der Gipfel in Brüssel hat einen
ersten Eindruck vermittelt, wie
schwierig Konsensfindung ist,
wenn 25 Staats- und Regie-
rungschefs zu entscheiden ha-
ben - denn letzten Endes sind
sie Vertreter nationaler Interes-
sen. Der Vertrag von Nizza
sieht komplizierte Abstim-
mungsmechanismen im Rat
vor: 71 Prozent der Stimmen im
Rat und die einfache Mehrheit
der Mitgliedsstaaten werden in
Zukunft für Entscheidungen ge-
braucht werden. Darüber hin-
aus muss auf Antrag eines Mit-
gliedsstaats geprüft werden, ob
die Befürworterstaaten minde-
stens 62 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger repräsentieren.
Damit scheint der Stillstand
vorprogrammiert zu sein. 

Deswegen werden die Stimmen
nach einem Europa der zwei
Geschwindigkeiten immer lau-
ter: Der Euro hat gezeigt, es
kann gehen und auch im
Schengener Abkommen sind
nicht alle EU-Staaten Mitglied.
Gleichzeitig ist das einzige Er-
gebnis der Regierungskonfe-
renz eine Entscheidung zur
künftigen Verteidigungsunion:
Angestoßen von Frankreich,
Großbritannien und Deutsch-
land, also jenen dreien, die
ihre Zusammenarbeit schon
am Ernstfall Iran getestet hatten
und aller Welt, inklusive den
USA, zeigten, wozu europäi-
sche Diplomatie fähig ist, soll
eine Europäische Verteidi-
gungsunion gegründet werden.
Jeder der will und kann, soll
sich den dreien anschließen
können. Europas Staaten, die
zum einen allein nichts ausrich-
ten können in der Weltpolitik,
haben zum anderen vor allem
ein Sicherheitsverständnis zu
bieten, das sich vor allem auf
die Begriffe Prävention und
humanitäre Intervention be-
zieht. Doch trotz aller hehren
Absichten lässt sich nicht ver-
schleiern, dass diese Initiative
nur eine Notlösung darstellt.
Das ist das Europa à la Carte,
das eigentlich niemand will,
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aber dennoch Gestalt an-
nimmt.
Wenn sich in den nächsten Mo-
naten kein Kompromiss ab-
zeichnen wird, wird auch bei
der Verfassung eine Gruppe
von Kernstaaten voranschreiten
und diese beschließen, in der
Hoffnung, dass die anderen
dann nachziehen. Wenn Euro-
pa eben nicht gleichermaßen
gemeinsam kann, dann soll
eben ein Teil voranschreiten.
Dies verprellt die Länder, die
außen vor bleiben sollen. Po-
lens Starrsinn mag auf Unver-
ständnis treffen, doch steckt
hinter dem angeblichen macht-
politisch motivierten Kalkül, an
der Stimmengewichtung aus

Nizza fest zu halten, vielleicht
viel mehr: Acht der neuen Bei-
trittsstaaten haben sich vor
gerade 13 Jahren vom Riesen
EU gelöst und noch später erst
eigene Verfassungen auf den
Weg gebracht. Die Furcht vor
einer neuen Abhängigkeit lässt
aus Europäern von Zeit zu Zeit
Zauderer werden. Dass sich die
Staats- und Regierungschefs in
Brüssel nicht auf einen gemein-
samen Nenner einigen konn-
ten, ist die Folge mehrerer Ent-
wicklungen: Die Unfähigkeit,
im Irak-Krieg eine gemeinsam
Position zu finden, der Allein-
gang Deutschlands und Frank-
reichs beim Stabilitätspakt und
die Dickköpfigkeit Spaniens

und Polens in der Frage um die
Stimmengewichtung sind ver-
schiedene Seiten ein und der
selben Medaille: In Europa
geht es viel zu sehr um natio-
nale Interessen - solange die
Regierungskonferenzen über
Wohl und Wehe in Europa ent-
scheiden, wird sich dies auch
nicht ändern. Doch eines ist
sicher: einen zweiten Konvent
wird es so schnell nicht geben.
Europa bleibt die Hoffnung,
dass alle Verantwortlichen aus
dem Debakel gelernt haben:
Integration ist nur gemeinsam
möglich, nicht über den Um-
weg eines Federal Core und
sicher nicht, indem Sündebök-
ke gesucht werden.

"We  don't  do  it  because  it's  easy,  we  do  it  because  it's  hard"  (JFK)
EEiinn  PPllääddooyyeerr  ffüürr  eeiinnee  vveerrssttäärrkkttee  GGeemmeeiinnssaammee  AAuußßeenn-  uunndd  SSiicchheerrhheeiittssppoolliittiikk  ddeerr  EEUU

New Frontiers"- so beschrieb
vor 40 Jahren US-Präsident
John F. Kennedy seine neue
Politik für die Vereinigten Staa-
ten. Ein Motto, das heute, vier
Jahrzehnte später, auch für die
Europäische Union gelten soll-
te. Am Vorabend der Osterwei-
terung sind diese "neuen Gren-
zen" nicht nur buchstäblich zu
verstehen, sondern auch sym-
bolisch für die Aufgaben, die
sich für eine Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik
(GASP) der Union in Zukunft
ergeben werden.

Die Idee einer europäischen
Sicherheits- und Verteidigungs-
identität ist so alt wie die Ge-
schichte der Europäischen
Gemeinschaften. Und ebenso
lang wie die ökonomische Er-
folgsgeschichte dieser Gemein-
schaften ist die des Scheiterns
der ehrgeizigen Sicherheitspo-
litikpläne. Bereits in den 50er

Jahren zerbrach die Idee einer
Europäischen Verteidigungsge-
meinschaft am Votum der fran-
zösischen Nationalversamm-
lung. Zwangsläufig folgte
daraufhin die sicherheitspoliti-
sche Absicherung des west-
lichen Europas im Rahmen der
Nato, fest verbunden mit den
USA und Kanada. Dies war ei-
ne durchaus tragfähige und
erfolgreiche Strategie, was
letztlich ja auch das Ende des
Kalten Krieges verdeutlichte.
Dennoch spielten in der Nato
zunehmend zwei ungleiche
Partner: Eine in Militärtechnolo-
gien immer stärker voran-
schreitende USA und ein hin-
terherhinkendes Europa, das
darum bemüht war, nach 1990
möglichst lange eine Friedens-
dividende zu kassieren. Dies
galt auch für die Bundesrepu-
blik, die gar keine andere Wahl
hatte, als diesen Weg zu ge-
hen, beäugten doch selbst die

europäischen Partner die schie-
re Truppenstärke der Bundes-
wehr mit nicht verhohlenem
Argwohn.

Die Krisen des Balkans in den
90er Jahren zwangen die Euro-
päische Union dann erneut
zum Ausarbeiten einer Strate-
gie, eben jener Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik.
Doch wie so oft, steckte auch
hier der Teufel im Detail. Das
Ziel war vorgegeben, über den
Weg und die Geschwindigkeit
gab es jedoch unterschiedliche
Vorstellungen. Auch deswegen
und nicht nur aufgrund der
amerikanischen Politik des
Teilen und Herrschens versagte
die Union auf dem Balkan -
genauso wie in der jüngsten
Irakkrise - auf ganzer Linie. Die
EU verkehrte General Blüchers
berühmten Ausspruch in das
Gegenteil: Es marschierte nicht
nur getrennt, es schlug auch
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seine Schlachten getrennt. Da-
bei ist die GASP von elementa-
rer Bedeutung für Europas
Zukunft. Nur durch ihren Erfolg
kann sich die EU auf der Welt-
bühne als ernst zu nehmender
Spieler präsentieren.
Wirtschaftlich ist die EU ohne
Frage eine Weltmacht - aber
was kommt danach? Es geht
nicht darum, ein Europa aufzu-
bauen, dass den Amerikanern
militärisch ebenbürtig oder
überlegen ist. Das ist auch gar
nicht nötig und liegt nicht im
Gründungskontext der EU. Die
Union muss im besten Fall eine
Zivilmacht mit einer militäri-
schen Komponente werden, im
bewussten Gegensatz zur USA,
die in vieler Hinsicht eine Mili-
tärmacht mit ziviler Komponen-
te ist. Aber das bedeutet eben
auch, dass die EU ihre eigenen
strategischen Interessen im
Zweifelsfall ohne die Amerika-
ner weltweit durchsetzen muss.
Auch müsste sie amerikanische
Außenpolitik, die sie für falsch
hält, als gleichberechtigter
Partner und Freund kritisieren
und notfalls auch verhindern
können. Diese riesige Zukunfts-
aufgabe wird durch die Erwei-
terung noch härter. Die EU ist
eben nicht nur eine Wirtschafts-
gemeinschaft, sondern auch
eine Wertegemeinschaft.
Mittelfristig muss das Kompe-
tenzabgabe auch im sicher-
heitspolitischen Bereich bedeu-
ten. Dies fällt umso schwerer,

da die Außen- und Sicherheits-
politik ein elementarer Be-
standteil der nationalstaat-
lichen
Souveränitätsvorstellungen ist.
Das zweite Element dieser
Vorstellungen, die nationale
Währung, haben viele Staaten
der EU zugunsten des Euros
bereits aufgegeben. Verständ-
lich daher die skeptische Reak-
tion auf die Idee, das nächste
und wichtigste nationale
Machtinstrument an Brüssel zu
delegieren.
Doch es wird am Ende keine
andere Möglichkeit geben, soll
die Idee eines vereinigten Euro-
pas als wirkliches Gewicht in
der Welt nicht zum Scheitern
verurteilt sein. Ein britischer Di-
plomat sagte einmal über
Deutschland, dass das deut-
sche Dilemma darin bestünde,
"für Europa zu groß und zu
mächtig zu sein, aber nicht
groß genug, um auf Dauer als
Weltmacht bestehen zu kön-
nen." Wenigstens der zweite Teil
des Satzes gilt heute auch für
jeden anderen Mitgliedstaat
der EU. Der Ausweg aus die-
sem Dilemma kann nur eine
konsequent entwickelte euro-
päische Außen- und Sicher-
heitspolitik sein, die eine militä-
rische Komponente - auch
unter Einschluss der Atomstreit-
kräfte - beinhaltet.
Der Weg zu den "New Fron-
tiers" war nie einfach, nicht für
John F. Kennedy 1963 und

auch nicht für die EU 2003. Am
Ende aber bleibt hoffentlich die
Einsicht, das es keine andere
Option als die GASP geben
kann. Ob ihre Realisierungs-
chancen jedoch durch die neue
EU-Verfassung steigen werden,
ist mehr als fraglich. Auch die
vorgesehene Funktion eines
europäischen Außenministers
füllt die Form noch nicht mit
Inhalt. Seine Kompetenzen
fallen eher bescheiden aus, so
dass hier eher von einer Sym-
bolfigur, dem "Mr. Europa, den
man anrufen kann" (Kissinger),
die Rede sein muss.
Die wirkliche Macht und damit
auch die Entscheidungskompe-
tenzen verbleiben jedoch auf
nationalstaatlicher Ebene.
Denn solange in den europäi-
schen Hauptstädten auf diesem
Felde nicht der Wille zur Kom-
petenzabgabe vorhanden ist,
bleibt der Weg zum ernst zu
nehmenden außenpolitischen
Akteur "Europa" blockiert.
Daran kann auch die Verfas-
sung nichts ändern. Der Ver-
such jedoch, dutzendfache
nationale Außen- und Sicher-
heitspolitik und einheitliche
Europäische Außen- und
Sicherheitspolitik unter einem
Hut zu vereinbaren, kommt der
Quadratur des Kreises gleich.
Mit einer GASP in der Realität
aber kann Europa nur gewin-
nen, ohne sie werden alle -
auch die Nationalstaaten -
letzten Endes verlieren!

Soldaten  statt  Bürokraten?
BBrraauucchheenn  wwiirr  eeiinnee  eeuurrooppääiisscchhee  AArrmmeeee??

Mit dem Eurobarometer
erforscht die Europäische Kom-
mission halbjährlich die öffent-

liche Meinung der Bürger der
Union. Im Juli 2003 kamen die
Forscher zu dem Ergebnis, dass

sich 73% der Europäer eine auf
Unionsebene beschlossene
auswärtige Politik wünschen. 
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Für eine gemeinsame Entschei-
dungsfindung in militärischen
Fragen sprachen sich 50% der
Befragten aus. Brauchen wir
eine europäische Armee, um
diesen Wünschen nach einer
stärker europäisch geprägten
Außen- und Sicherheitspolitik
gerecht zu werden? Nicht zwin-
gend. Sehr wohl aber braucht
die EU eine verstärkte Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten
auf diesem Gebiet.

Gemäß der Beistandsklausel in
Artikel 5 des Nato-Vertrages
wird den Nato-Mitgliedstaaten
kollektive Sicherheit durch das
Bündnis mit den USA garan-
tiert. Aufgrund dessen brau-
chen wir keine eigene starke
europäische Armee, um uns
gegen eventuelle Angriffe von
außen zu schützen. Außerdem
müsste die EU der 25 ihre mili-
tärischen Ausgaben minde-
stens verdoppeln, wollte sie
sich auch nur annähernd mit
den militärischen Kapazitäten
der USA messen können. Hier-
für fehlt es jedoch an der
Dringlichkeit und am politi-
schen Willen. Das beweist
schon der Fakt, dass die mei-
sten europäischen Staaten ihre
militärischen Ausgaben seit
den achtziger Jahren eher
zurückgefahren haben.

Eine stärkere europäische
Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Außen- und Sicher-
heitspolitik ist jedoch durchaus

wünschenswert. Die Europäi-
sche Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP), die 1999
als Instrument der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) eingeführt wur-
de, ist stetig ausgebaut
worden. Ziel der ESVP ist es
nicht, eine europäische Armee
zu schaffen, sondern eine effi-
zientere Nutzung der vorhan-
denen militärischen Kapazitä-
ten beim internationalen
Krisenmanagement zu ermög-
lichen. Erste Einsätze in diesem
Sinne sind dieses Jahr ange-
laufen. Die EU hat die Nachfol-
ge der bisher von den Verein-
ten Nationen geführten
Polizeimissionen in Bosnien
und Herzegowina angetreten
und im militärischen Bereich
die Nato-Mission "Allied Har-
mony" in der ehemaligen ju-
goslawischen Republik Maze-
donien übernommen.

Im Konvent zur Zukunft Euro-
pas wurde bis zum Schluss
zwischen "Intergouvernementa-
listen" und "Integrationisten"
darum gerungen, ob das Veto
in Fragen der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik
beibehalten oder durch eine
Abstimmung mit qualifizierter
Mehrheit ersetzt werden sollte.
Letztendlich haben sich die
"Intergouvernementalisten"
durchgesetzt, also diejenigen,
die für eine weitere
Zusammenarbeit der Regierun-
gen und gegen eine Übertra-

gung der Zuständigkeiten an
die EU sind. Es bleibt demnach
wie bisher beim Einstimmig-
keitsprinzip. Das Heft der
Außen- und Sicherheitspolitik
bleibt in den Händen der Mit-
gliedstaaten und somit weiter-
hin ein massgebliches Instru-
ment ihrer nationalen
Souveränität.

Das bedeutet jedoch nicht "full-
stop" auf allen Ebenen: Bis
2004 soll eine gemeinsame
Rüstungsagentur eingerichtet
werden. Des Weiteren enthält
europäische Verfassungsent-
wurf eine Beistandsklausel für
den Fall eines terroristischen
Angriffs oder einer Katastrophe
(Artikel I-42) und Javier Solana,
der Hohe Vertreter der GASP,
hat dem Europäischen Rat im
Juli 2003 eine erste europäi-
sche Sicherheitsdoktrin vorge-
legt. Auf ihrer Grundlage soll
bis Dezember von Ministerrat
und Kommission eine detail-
lierten Strategie erarbeitet wer-
den.

Dies sind alles nicht zu unter-
schätzende Schritte hin zu einer
effizienteren Nutzung der mili-
tärischen Kapazitäten der
EU_Mitgliedstaaten und somit
zu einer erhöhten sicherheits-
politischen Handlungsfähigkeit
der Union. Eine starke europäi-
sche Armee brauchen wir dafür
aber nicht. Eine solche kann,
wenn überhaupt, nur eine weit
entfernte Zukunftsvision sein.


